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(Nr. 10019.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig wegen Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Gandersheim über Bodenburg einerſeits nach Elze, anderer⸗ 
ſeits nach Düngen. Vom 2.4. Mai 1898. 


Senne Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Prinz Albrecht von Preußen, Regent des Herzogthums Braunſchweig, haben zum 
Zweck einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Ganders⸗ 
heim über Bodenburg einerſeits nach Elze, andererſeits nach Düngen zu Be 
vollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor, Wirklichen Geheimen Ober⸗Re⸗ 
7 gierungsrath Dr. Paul Micke, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Lehmann, 
Seine Königliche Hoheit der Prinz Albrecht von Preußen, Re— 
gent des Herzogthums Braunſchweig: 
Höchſtihren Finanzpräſidenten Karl Kybitz, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. 
Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, eine Eiſenbahn von 
Gandersheim über Bodenburg einerſeits nach Elze, andererſeits nach Düngen 
für eigene Rechnung auszuführen, nachdem ſie die geſetzliche Ermächtigung hierzu 
ſchon erhalten hat. N 
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Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung geftattet der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb ihres Staats⸗ 
gebietes. 

i Artikel II. 

Die Feſtſtellung der geſammten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrages bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden 
Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zuſtehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Führung der Bahn, wie 
bezüglich der Anlegung von Stationen in dem Braunſchweigiſchen Staatsgebiete 
elwaige beſondere Wünſche der Herzoglichen Regierung thunlichſt berückſichtigen 
wird. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bau⸗ 
entwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durch⸗ 
läſſen, Flußkorrektionen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der 
baupolizeilichen Prüfung der Stationsanlagen jeder Regierung innerhalb ihres 
Gebietes vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden 
Bedürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats⸗ oder Vizinalſtraßen, 
welche die geplante Eiſenbahn kreuzen, von der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Regierung angeordnet oder genehmigt werden, ſo wird zwar Preußiſcherſeits 
gegen die Ausführung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden; die 
Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung verpflichtet ſich aber, dafür einzutreten, 
daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch 
auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein Koſtenaufwand erwächst. 


Artikel III. 
Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,435 Meter im Lichten der Schienen betragen. 
Die Bahn wird vorläufig nur eingleiſig ausgeführt werden. Ueber den 
Zeitpunkt der etwaigen Anlage des zweiten Gleiſes entſcheidet ausſchließlich die 
Königlich Preußiſche Regierung. Dieſelbe ift berechtigt, die Bahn nach den 
Vorſchriften der jeweils geltenden Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen 
Deutſchlands herzustellen und demnächſt zu betreiben. 


Artikel IV. | 
Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung übernimmt für den Fall der 
Ausführung der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Bahn — in An⸗ 
erkennung der für die betreffenden Theile ihres Staatsgebietes hiermit verknüpften 
Vortheile — die Verpflichtung: 

1) den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden 
innerhalb ihres Landesgebietes der Königlich Preußiſchen Regierung 
unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen; 

2) die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege un⸗ 
entgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Be⸗ 
ſtehens und Betriebes der Bahn zu geſtatten 
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3) zu den Baukoſten der Linie einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren 
Zuſchuß von 200 000 Mark, in Worten „Zweihundert Tauſend Mark“, 
zu gewähren. b 

Artikel V. 

Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſammte, zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Stationen und 
aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, 
Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Aenderungen 
von Wegen oder Waſſerläufen u. ſ. w. nach den genehmigten Bauplänen oder 
nach den Beſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze 
der benachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr u. ſ. w. für 
nothwendig erachtete, der Enteignung unterworfene Grundeigenthum mit Einſchluß 
von Rechten und Gerechtigkeiten. Die Ueberweiſung des Grundeigenthums nebſt 
Rechten und Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der 
bauenden Eiſenbahnverwaltung auch Kultur- und Inkonvenienzentſchädigung 
nicht zu tragen und die für den Bau der Bahn erforderlichen Grundſtücke frei 
von Pfandrechten, ſowie frei von allen dinglichen Laſten und Abgaben, die dauernd 
erforderlichen in das Eigenthum, die vorübergehend erforderlichen für die Dauer 
des Bedürfniſſes in die Benutzung des Preußiſchen Staates übergehen. Letzterem 
ſollen vielmehr nur die Koſten der Vermeſſung und Verſteinung des überwieſenen 
Geländes zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau⸗ 
planes und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden 
Grundſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und 
Größe, deren Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich 
angeordneten Anlagen, ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum in 
Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 

Binnen acht Wochen nach Vorlage des betreffenden Auszuges iſt die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung in den Beſitz der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt inner⸗ 
halb dieſer Friſt die Ueberweiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahverwaltung 
die Befugniß zu, ohne Weiteres die geſetzliche Enteignung zu beantragen, zu 
welchem Zweck die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung der Königlich Preußiſchen 
Regierung für ihr Gebiet das Enteignungsrecht rechtzeitig ertheilen wird. Ver⸗ 
gleiche über Grunderwerbsentſchädigungen jeder Art bedürfen der Zuſtimmung dev 
Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung. Wird dieſe Zuſtimmung verſagt, ſo 
iſt das förmliche Enteignungsverfahren durchzuführen. 

Der im Enteignungswege für den Grunderwerb u. ſ. w. erwachſende Auf- 
wand einſchließlich der Koſten des Verfahrens iſt der Eiſenbahnverwaltung als⸗ 
dann zu erſetzen. 

Der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung bleibt es freigeſtellt, wegen 
der Uebertragung dieſer, ſowie der im Artikel IV unter Nr. 2 und 3 übernom⸗ 
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menen Verpflichtungen auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden u. f. w. 
mit letzteren ſich zu verſtändigen; fie bleibt indeß auch für den Fall einer der⸗ 
artigen Uebertragung für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich 
Preußiſchen Regierung verhaftet. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Her⸗ 
ſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſoweit 
dieſe Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnverwaltung iſt. 

Der nach Artikel IV Nr. 3 zu leiſtende Baarzuſchuß iſt vier Wochen nach 
Eingang der Erklärung der Königlich Preußiſchen Regierung, daß ſie mit dem 
Bau der Bahn vorzugehen beabſichtige, ſeitens der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Regierung an die Königlich Preußiſche Regierung zu zahlen. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt zu einer Er⸗ 
weiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgleiſen, 
Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen und insbeſondere auch zur 
Anlage des zweiten Gleiſes ſchreiten, ſo wird die Herzoglich Braunſchweigiſche 
Regierung zwecks Erwerbung des zur Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen 
Grund und Bodens, auf welche ſich die Verpflichtung im Artikel IV unter Nr. 1 
des Vertrages nicht bezieht, für ihr Gebiet das Enteignungsrecht ertheilen, inſoweit 
daſſelbe nicht bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung 
findet, und für die Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine 
ungünſtigeren Beſtimmungen in Anwendung bringen Laffer, als diejenigen, welche 
bei Enteignungen in dem Herzogthum Braunſchweig jeweilig Geltung haben. 
Für die Verhandlungen, welche zur Uebertragung des Eigenthums oder zur Ueber⸗ 
laſſung in die Benutzung an den Preußiſchen Staat in den bezeichneten Fällen 
erforderlich ſind, namentlich auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern, ſind 
nur die Auslagen der Gerichte zu erſtatten, und tritt im Uebrigen Freiheit von 
Stempel und Gerichtsgebühren ein. 


Artikel VI. 

Bezüglich der Landeshoheit über die im Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Gebiet belegenen Strecken, ſowie bezüglich der Ausübung des Auffichtsrechts finden 
die Beſtimmungen in den Artikeln IV, V und VI des unterm 27/30. Juni 1884 
abgeſchloſſenen Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Braunſchweig, betreffend 
die anderweite Regelung der die beiderſeitigen Gebiete berührenden Eiſenbahnen, 
entſprechende Anwendung. 


Artikel VII. 

Die Beamten der Bahn ſind ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung 
rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den 
Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Regierung, im Uebrigen aber den 
Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 


a Mon a eae 


Artikel VIII. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung verpflichtet ſich, von der 
den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahn und dem zu derſelben 
gehörigen Grund und Boden keinerlei Staatsabgaben zu erheben, noch auch eine 
Beſteuernng derſelben zu Gunſten der Gemeinden und ſonſtigen korporativen 
Verbände zuzulaſſen. 

Artikel IX. 

Ein Recht auf den Erwerb der in das Herzoglich Braunſchweigiſche Staats⸗ 
gebiet entfallenden Bahnſtrecken wird die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung, 
ſo lange die Bahn im Eigenthum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich 
befindet, nicht in Anſpruch nehmen. 


Artikel X. 
Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 


übertragen. © 


Artikel XI. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
ee werden. Die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 

Berlin, den 4. Mai 
So geſchehen zu Braunſchweig, den 2. Mai 


1898. 


(L. S.) Dr. Micke. (L. S.) Lehmann. (L. S.) Kybitz. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ftattgefunden. 
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(Nr. 10020.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Lauenburg, Mölln, Ratzeburg, Schwarzen 
bek und Steinhorſt. Vom 1. Auguſt 1898, 


Auf Grund des F. 30 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Kreiſe Herzogthum Lauenburg 
vom 8. Juni 1896 Geſetz⸗Samml. S. 109) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß 
die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch im 
§. 29 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Lauenburg gehörigen Gemeinden 
Collow, Grünhof⸗Tesperhude, Krukow, Krüzen und Wiershop, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Mölln gehörigen Gemeinden Coberg, 
Hornbek, Kühſen, Langenlehſten, Lankau, Lehmrade, Sarnekow, ſowie 
für den zu demſelben Aintsgerichtsbezirk und zum Gutsbezirk Gudow 
gehörigen Anlegungsbezirk Vorwerk Sophienthal, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Ratzeburg gehörigen Gemeinden 
Buchholz, Groß⸗Grönau, Holſtendorf, Hornſtorf, Pogeez, Groß⸗Sarau, 
Klein⸗Sarau, ſowie für den zu demſelben Amksgerichtsbezirk gehörigen 
Gutsbezirk Tüſchenbek, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Schwarzenbek gehörigen Gemeinden 
Schwarzenbek, Mühlenrade, Nüſſau, Groß-Pampau, Klein⸗Pampau, 
Rothenbek, Sahms, Siebeneichen, Talkau, Wohltorf, Dahmker, Güſter, 
Hamfelde, Köthel, Roſeburg, Wentorf, Kröppelshagen⸗Fahrendorf, 
Kankelau, ſowie für die zu demſelben Amtsgerichtsbezirk gehörigen Guts⸗ 
bezirke Schwarzenbek, Baſthorſt und Woterſen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Steinhorſt gehörigen Gemeinden 
Stubben, Schiphorſt, Franzdorf, Schönberg, Sandesneben, Wentorf, 
Linau, Sirksfelde, Lüchow und Labenz 

am 1. September 1898 beginnen ſoll. 


Berlin, den 1. Auguſt 1898. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 
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(Nr. 10021.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil des Bezirks des Amtsgerichts Biedenkopf. Vom 1. Auguſt 1898. 


Auf Grund des H. 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals freien 
Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Landgräflich 
Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen⸗-Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 (Gefet- 
Samml. S. 481) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An⸗ 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch daſelbſt vorgeſchriebene Ausſchluß⸗ 
friſt von ſechs Monaten 

für den zum Bezirk des Amtsgerichts Biedenkopf gehörigen Gemeindebezirk 

Herzhauſen 

am 1. September 1898 beginnen ſoll. 


Berlin, den 1. Auguſt 1898. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
(Nr, 10021.) 


